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Zur Milchkrise: 

 

Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft hat große 

Anstrengungen unternommen, den Erzeugern durch die oftmals existenz-

bedrohende Milchkrise zu helfen. Wir werden die Bauernfamilien weiter 

unterstützen und unsere Möglichkeiten voll ausschöpfen, um die Folgen der 

Milchkrise für die Betriebe abzufedern.  

 

Mit den beiden Hilfspaketen haben wir den Betrieben geholfen, ihre Liquidität zu 

sichern und sie – beispielsweise bei den Beiträgen zur landwirtschaftlichen 

Unfallversicherung – spürbar entlastet. Außerdem weiten wir die Möglichkeit der 

Gewinnglättung von zwei auf drei Jahre aus und tragen so unseren Teil dazu bei, 

dass die Betriebe künftig mit Preisschwankungen besser umgehen können. 

Darüber hinaus sollen ab Januar Liquiditätshilfekredite der Landwirtschaftlichen 

Rentenbank durch Ausfallbürgschaften des Bundes abgesichert werden können.  

 

Auch in Brüssel haben wir viel erreicht: Aus dem zweiten Hilfspaket der EU-

Kommission über insgesamt 500 Mio. Euro werden 150 Mio. Euro für Beihilfen zur 

Verringerung der Milcherzeugung zur Verfügung gestellt. Sofern alle Antragsteller 

wie beantragt ihre Milchlieferung in dem Verringerungszeitraum von Oktober bis 

Dezember 2016 verringern, werden voraussichtlich 40 Millionen Euro an die 

deutschen Milchviehbetriebe fließen. Das sind rund 27 % der entsprechenden EU-

Mittel. Das Programm wird national gut angenommen. In den beiden 

Antragsrunden haben circa 11.000 Milcherzeuger eine Verringerung der 

Milchlieferung über insgesamt rund 303.000 Tonnen beantragt. 

 

Für eine außergewöhnliche Anpassungshilfe für Milcherzeuger und Landwirte in 

anderen Tierhaltungssektoren stellt die EU 350 Mio. Euro zur Verfügung. Von 



diesem EU-Plafond entfallen auf Deutschland rund 58 Mio. Euro mit der 

Möglichkeit, diese Mittel bis zur gleichen Höhe durch nationale Mittel zu ergänzen. 

Von dieser Möglichkeit möchten wir Gebrauch machen und die gesamten Mittel in 

Höhe von 116 Mio. Euro für eine Liquiditätshilfe mit Angebotsdisziplin verwenden.  

 

Wir setzen beim Thema Milch neben akuter Hilfe vor allem auch bei den Ursachen 

der starken Preisschwankungen an. In den Milchstrukturgesprächen, die das 

Bundeslandwirtschaftsministerium mit Erzeugern, Genossenschafts- und 

Privatmolkereien führt, wurde deutlich, dass die Branche krisenfester werden und 

die Weichen neu stellen muss. Um für künftige Preiskrisen gewappnet zu sein, 

muss es in der Wertschöpfungskette Änderungen geben. Das Risiko von 

Preisschwankungen darf nicht mehr faktisch alleine beim Erzeuger liegen.  

 

Das BMEL setzt außerdem auf ein deutlich stärkeres Engagement der Branche 

bei der Preisabsicherung für Lieferanten und Milcherzeuger. Die 

Verarbeitungsunternehmen und Erzeugerorganisationen könnten sich an den 

Warenterminmärkten für Ihre Mitglieds- und Lieferbetriebe engagieren und ihnen 

entsprechende Angebote machen. Ein gemeinsamer Branchenverband könnte 

eine Plattform darstellen, um Modelle für Lieferbeziehungen und 

Preisabsicherungsmodelle zu entwerfen. Er böte auch weitreichende 

Möglichkeiten für gemeinsame Vermarktungsaktivitäten im In- und Ausland.  

 

Die deutschen Exporte sind in den vergangenen Monaten, trotz des Überangebots 

auf dem Weltmarkt, weiter gestiegen. Das zeigt, dass Chancen im freien Markt 

bestehen, die genutzt werden können. Diese Entwicklung unterstützt das BMEL 

gezielt mit dem Ausbau der Exportförderung und des Messeprogramms. 

Bundesminister Schmidt wird dies auch im kommenden Jahr auf hohem Niveau 

fortschreiben und einen nationalen Exportbericht für die Agrarmärkte vorlegen. 

Gerade deutsche Milchprodukte haben weltweit einen exzellenten Ruf, sowohl 

was Qualität als auch Sicherheit angeht. Diese Erfolgsgeschichte im Export 

müssen wir fortschreiben.  

 



Aber auch der heimische Markt bietet Chancen: Die Nachfrage der Verbraucher 

wird zunehmend differenzierter, die Kaufentscheidung bewusster getroffen. 

Daraus ergibt sich die Chance, mit starken Marken und Themen wie Regionalität 

höhere Wertschöpfung zu erzielen.  

 

 

Zur Zukunft der GAP 

 

Unser Ziel ist, eine wirtschaftlich erfolgreiche und ökologisch verantwortliche 

Landwirtschaft  zu gestalten und die Vielfalt der bäuerlichen Landwirtschaft und 

der ländlichen Räume zu erhalten. Wir haben in der Landwirtschaft bewusst und 

mit großem Konsens den Weg der Deregulierung und Marktorientierung 

beschritten. Das stärkt die Wettbewerbsfähigkeit - national und international. Für 

diesen Weg brauchen wir aber Leitplanken. In der sozialen Marktwirtschaft ist es 

Aufgabe des Staates, Verwerfungen am Markt abzufedern. Dieser Aufgabe sind 

wir mit den Hilfsprogrammen für Milcherzeuger und den weiteren Maßnahmen 

nachgekommen.  

 

Unser Linie bei der Weiterentwicklung der GAP ist klar: Die Bauern brauchen 

Planungssicherheit und Einkommensstabilität. Wer die Direktzahlungen in Frage 

stellt, stellt die Existenzfrage – gerade für die mittleren und kleinen Betriebe in 

Deutschland. Mit den Direktzahlungen stabilisieren wir die Einkommen unserer 

Betriebe, leisten einen Ausgleich für die hohen Standards in der EU und 

honorieren öffentliche Leistungen. 

 

Das Hauptproblem der GAP ist die zunehmende Bürokratie. Deshalb werden wir 

weiter für eine Vereinfachung der Gemeinsamen Agrarpolitik kämpfen. Wir 

müssen die Chance auf eine „bürokratische Flurbereinigung“ nutzen, die mit einer 

Neuausrichtung der GAP verbunden ist. Konkret heißt das: Wir müssen die GAP 

substantiell vereinfachen und die Forderungen der Gesellschaft noch stärker in 

den Blick nehmen. Wir wollen die Gemeinsame Agrarpolitik als europäische 

Erfolgsgeschichte fortschreiben: Für eine Landwirtschaft in der Mitte der 

Gesellschaft und für lebenswerte und zukunftsfeste ländliche Räume.  


